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Das polnische Regierungslager hat sich entschieden die Kriegsrepara-
tionsfrage neu zu beleben. Was verbirgt sich dahinter? Ein Interview.

Arkadiusz Mularczyk

Arkadiusz Mularczyk wurde 1971 in Racibórz/Ratibor geboren. Er ist von
Beruf Rechtsanwalt, seit 2005 Sejm-Abgeordneter der Partei Recht und
Gerechtigkeit. Seit September 2017 bekleidet er den Vorsitz des fün-
fzehnköpfigen Gremiums „Parlamentarische Arbeitsgruppe zur Schätzung
der Polen von Deutschland zustehenden Reparationen für die im Verlauf
des Zweiten Weltkrieges angerichteten Schäden“. Das Interview mit Arka-
diusz Mularczyk erschien im Wochenmagazin „wSieci“ („imNetzwerk“) am
5. November 2017.

Deutsche Reparationen für die polnischen Verluste im Zweiten Weltkrieg
sind wieder ein Thema. Die parlamentarische Arbeitsgruppe, die Sie
leiten hat die Aufgabe Tatsachen festzustellen und Rechtsgutachten
einzuholen. Sie sollen bei der Festlegung künftiger offizieller pol-
nischer Forderungen und Verhandlungspositionen helfen. Wie verläuft
die Arbeit?

Wir kommen gut voran. Am 26. Oktober 2017 hatten wir ein wichtiges Tr-
effen in der Kanzlei des Ministerpräsidenten (entspricht dem deutschen
Bundeskanzleramt – Anm. RdP) mit Vertretern aller Behörden, die uns
helfen können. Es kamen hochrangige Vertreter der Ministerien für
Verteidigung, Kultur, Finanzen, Auswärtiges, der Staatlichen Sozialver-
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sicherungsanstalt (ZUS), des Statistischen Hauptamtes, des Instituts
für Nationales Gedenken, der Staatlichen Archive und der Staatlichen
Versicherungsanstalt (PZU) zusammen. Alle diese Institutionen wurden
verpflichtet Archivrecherchen durchzuführen und unserer Arbeitsgruppe
jede notwendige Unterstützung zu gewähren.

Polnisch-deutsche Repara-
tionspolemik. Polnisches
Plakat. Warschau, August
2017.

Seit Mitte 2014 ist bekannt, dass es keinen wirksamen Verzicht Polens
auf deutsche Reparationen gibt.

Ja. Sehr wichtig in Bezug darauf war das Gutachten des Sejm-Analysen-
büros vom September 2017, das unser Wissen systematisiert hat.

Lesen Sie das Gutachten des Sejm-Analysenbüros in deutscher Überset-
zung hier.

Aus diesem Gutachten geht eindeutig hervor, dass Polen und die Polen
seitens Deutschlands diskriminiert wurden. Deutsche Gerichte haben
Entschädigungsklagen von Polen bis in die siebziger Jahre des 20.
Jahrhunderts stets abgewiesen, mit dem Hinweis, dass der künftige Frie-
densvertrag alle Entschädigungsfragen regeln werde. Nach der Un-
terzeichnung des Warschauer Vertrages im Dezember 1970, in dem die Bun-
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desrepublik die Oder-Neiβe-Grenze anerkannt hat, und nach der Aufnahme
von diplomatischen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Volksrepublik Polen 1973 hieβ es, die Entschädigungsforderun-
gen seien verjährt. Was besonders empört: nur die Polen wurden so be-
handelt.

Und polnische Gerichte?

Dort hieβ es, der deutsche Staat sei durch die staatliche Immunität
geschützt. Diese verbiete es Bürgern anderer Staaten ihn vor aus-
ländischen Gerichten zu verklagen. Tatsächlich gibt es ein solches
Prinzip, aber es gilt nicht uneingeschränkt.

Welche Ausnahmen gibt es?

Das italienische Verfassungsgericht hat zum Beispiel in einem Urteil
seinen Bürgern das Recht zugestanden, den deutschen Staat vor
italienischen Gerichten wegen Kriegsverbrechen zu verklagen. Solche
Verfahren gab und gibt es in Italien.

Kann Polen diesen Weg beschreiten?

Ja. Am 26. Oktober 2017 habe ich einen Antrag beim polnischen Verfas-
sungsgericht (VG) gestellt, unterschrieben von einhundert Sejm-Abgeord-
neten der Partei Recht und Gerechtigkeit. Demnach soll die Anwendung
der Staatsimmunität zum Schutz anderer Staaten verfassungswidrig sein,
wenn polnische Bürger oder Behörden andere Staaten auf Entschädigung
wegen Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit, die auf polnischem Staatsgebiet verübt wurden, verklagen.
Ein solches VG-Urteil würde polnischen Bürgern den Gerichtsweg in
Polen für deutsche Kriegsentschädigungen öffnen.

Wird Deutschland die Entschädigungsurteile polnischer Gerichte respek-
tieren und umsetzen?

Auf Anhieb eher nicht, aber solche Urteile schaffen nach und nach eine
Wirklichkeit, gegen die man sich in der heutigen Welt auf Dauer nicht
so ohne weiteres taub stellen kann.



Polnisch-deutsche Reparationspolemik. Der polnische Graphiker Wo-
jciech Korkuć zeigt im Fernsehen sein umstrittenes Plakat „Repa-
rationen machen frei“, August 2017.

Der Rechtsweg ist wichtig, ausschlaggebend jedoch wäre die politische
Entscheidung in Deutschland. Berlin müsste zugeben, dass das Problem
nicht gelöst ist.

Ja. Von der politischen Entscheidung wird abhängen, ob sie zahlen wer-
den oder nicht. Deutschland zahlte und zahlt Entschädigungen für die
Verbrechen des Dritten Reiches an viele Staaten, am wenigsten jedoch
an die Polen.

Kurz nach Kriegsende hat Deutschland, in Folge des Pariser Reparations-
abkommens von 1946 (an sechzehn Staaten), des Luxemburger Abkommens
(an Israel) und des Londoner Schuldenabkommens von 1953 (an siebzig
Staaten), Reparationen gezahlt. Polen war nicht dabei. Darüber hinaus
gab es auch zahlreiche bilaterale Abkommen.

In den neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts und im 21. Jahrhundert
haben Israelis und US-Bürger auf deutsche Entschädigungen vor
amerikanischen Gerichten geklagt und Deutschland hat gezahlt. Wir se-
hen, das Völkerrecht ist in dieser Hinsicht sehr dynamisch.

Welchen von diesen Wegen sollte Polen einschlagen?

Wir müssen uns alle Möglichkeiten offenhalten. Umso mehr, als es so-
wohl um staatliche Reparationen wie um private Entschädigungen geht.



Wichtig ist einen Hebel zu schaffen, der bewirkt, dass Deutschland
sich endlich mit uns an den Verhandlungstisch setzt und ernsthaft zu
reden beginnt.

Warum hat man sich in Polen des Problems nicht unmittelbar nach dem
Ende des Kommunismus angenommen, Anfang der neunziger Jahre?

Damals war vorrangig, das Entkommen aus der sowjetischen, und später,
der russischen Einflusssphäre. Deutschland hat sich in jener Zeit
Polen gegenüber einer „sanften Erpressung“ bedient. Es sollte der Ein-
druck entstehen, die Bedingung für den EU-Beitritt, für die Aufnahme
in die westliche politische Gemeinschaft, sei die Aussöhnung mit
Deutschland, und zwar, ungeachtet des Standes der Probleme, die sich
aus dem Zweiten Weltkrieg ergeben hatten. Wir wenden uns der Zukunft
zu und von der Vergangenheit ab, hieβ es, vom Krieg, von der Repara-
tionsfrage, von der nicht beglichenen Rechnung des zugefügten Leids
und Unrechts.

Deutsch-polnische Reparationspolemik. FAZ-Karikatur, September
2004.

Heute wissen wir, dass sogar zur Zeit der Volksrepublik Polen die An-
gelegenheit als nicht abgeschlossen galt. Sie haben in den Archiven
die offizielle Antwort der polnischen Regierung von 1969 auf eine An-
frage der UNO gefunden. Dort heiβt es, Polen habe keinesfalls auf
deutsche Reparationen verzichtet.

Trotz eingeschränkter Souveränität war damals die Erinnerung an die gi-
gantischen menschlichen und materiellen Kriegsverluste Polens im allge-



meinen Bewusstsein und sehr lebendig. Auch den polnischen Kommunisten
fiel es schwer, hinnehmen zu müssen, dass die Sowjetunion Polen im Au-
gust 1953 zwang auf Reparationen zu verzichten.

Lesen Sie Näheres dazu in „Deutsche Reparationen – polnische Positio-
nen. Teil 2“

Heute, auf Reparationen angesprochen, blocken die deutschen Stellen so-
fort ab: die Sache sei erledigt und abgeschlossen.

Das wundert mich nicht. Immerhin waren sie jahrzehntelang darin erfol-
greich sich vor den Reparationszahlungen für das, was sie in Polen an-
gerichtet hatten zu drücken. Nur einige wenige Opfergruppen wurden
entschädigt. Und jedes Mal gingen diesen Maβnahmen, teilweise an Pein-
lichkeit kaum zu überbietende, innenpolitische Debatten in der Bundes-
republik voraus.

Seit Anfang der sechziger Jahre des 20. Jahrhunderts bekamen die pol-
nischen (letztendlich ca. fünftausendfünfhundert Personen) sowie die
anderen osteuropäischen Opfer verbrecherischer medizinischer Experi-
mente der Nazis Entschädigungen, ursprünglich auf heftigen Druck der
USA hin und gegen den vehementen Widerstand damaliger bundesrepub-
likanischer Behörden und Politiker.

Es gab aber ehrenwerte Menschen und Gruppen in der Bundesrepublik, die
sich durch ihre Taten der Jahrzehnte lang anhaltenden offiziellen
deutschen Verzögerungstaktik widersetzten. Diese Verzögerungstaktik
wurde bestimmt durch das Kalkül, dass sich das Problem „biologisch“,
durch den Tod der Betroffenen, ohne Kosten, von alleine lösen würde.
Solche Einrichtungen wie die „Zeichen der Hoffnung“ in Frankfurt am
Main oder das „Maksymilian-Kolbe-Werk“ in Freiburg im Breisgau haben
polnischen Opfern geholfen und so das Ansehen der alten Bundesrepublik
gerettet. Es waren jedoch nur einzelne Tropfen auf den heiβen Stein.

Erst fünfundfünfzig Jahre nach Kriegsende, als ein Groβteil der Betrof-
fenen nicht mehr lebte, begann Deutschland mit der Entschädigung der
ehemaligen Zwangsarbeiter, von denen knapp zwei Millionen ursprünglich
aus Polen kamen. Bundeskanzler Helmut Kohl widersetze sich lange Zeit
heftig dieser Maβnahme.

Ende der 1990 Jahre, wiederum auf amerikanischen Druck hin, zahlten
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die deutsche Regierung und deutsche Unternehmen, die von der Zwangsar-
beit profitiert hatten, Geld in einen Fonds ein, aus dem bis 2007 die
mittlerweile greisen Opfer entschädigt wurden.

Alles in allem beträgt der polnische Anteil an den gesamten deutschen
Entschädigungsleistungen nach 1945 gerade einmal zwei Prozent.

Ein Teil der polnischen Führungselite aus der unmittelbaren nachkommu-
nistischen Zeit meinte damals, und teilt heute noch die deutsche Mein-
ung, das Thema sei abgeschlossen und wer es aufgreift sei ein unverant-
wortlicher Störenfried.

Das sagen einige ehemalige polnische Ministerpräsidenten und Minister.
Es ist nur ein Beleg für ihr neokoloniales, unterwürfiges Denken. Sie
machten Politik zur Zeit einer eingeschränkten polnischen Sou-
veränität, in der Endphase des Kommunismus und in der Anfangsphase da-
nach. Dass Polen weniger Rechte hat als andere Staaten, galt und gilt
für sie als selbstverständlich. Dieses Denken lehnen wir entschieden
ab.

In der Reparationsfrage ist das Bild auf der polnischen und auf der
deutschen Seite sehr unterschiedlich.

In Deutschland gibt es eine geschlossene Einheitsfront aus Politikern,
Historikern, Politologen und Journalisten, die das polnische Ansinnen
rundweg ablehnen. Die öffentliche Meinung, die durch sie geprägt wird,
steht hinter ihnen. Hunderte von Lesermeinungen zu Medienberichten
lassen im Internet keinen Zweifel daran.

Das ist ein grundlegender Unterschied zu Polen, wo uns, die wir Repara-
tionsfrage auf die Tagesordnung bringen, viele Medien frontal an-
greifen und verhöhnen. Die deutschen Einflüsse in der polnischen Medi-
enwelt, aber auch in der polnischen Wissenschaft sind sehr stark.

Deutsche Stipendien haben das ihre dazu beigetragen.

Auf jeden Fall. Ein Teil der Fachleute, die Polen jeden Anspruch auf
Reparationen aberkennen, hat nicht selten ihr halbes Berufsleben auf
deutsche Kosten jenseits der Oder verbracht. Ich sehe, dass ein Teil
von ihnen schlicht und einfach Angst hat Stellung zu beziehen, ein Gu-
tachten anzufertigen.



Wovor haben sie Angst?

Das sie Schwierigkeiten bekommen werden auch weiterhin deutsche
Fördergelder, Stipendien, gut dotierte Preise und Auszeichnungen, Ein-
ladungen zu Forschungsaufenthalten, zu Vorlesungen und Vorträgen in
Deutschland zu bekommen.

Hinzu kommt noch die geballte Kraft der deutschen Medien in Polen.
Wird sie in der Reparationsfrage angewendet?

Ja. Die polnischsprachigen deutschen Medien messen dem Thema groβe Be-
deutung bei. Sie versuchen uns dazu zu verleiten, am besten umgehend,
unsere Forderungen verbindlich vorzubringen. Man sieht, es geht ihnen
darum uns zur Eile und zu unbedachtem Handeln zu drängen, damit eine
dadurch verursachte spektakuläre Niederlage dem Ganzen ein schnelles
Ende bereitet.

Wenn mich deutsche Journalisten oder Journalisten polnischsprachiger
deutscher Medien ansprechen, dann sehe ich, dass ihre Fragen nie das
eigentliche Thema berühren: die furchtbaren Verbrechen und Verluste,
die nicht entschädigt wurden.

Stattdessen stellen sie absurde Thesen auf, wie die, dass die
Entschädigungsforderungen nun an die Stelle der Smolensk-Flugzeugkatas-
trophe treten und der „Mobilisierung“ der polnischen Öffentlichkeit im
Sinne der Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit dienen sollen, oder
dass wir die auf der Versöhnung basierenden Beziehungen zu Deutschland
ruinieren wollen. Mit einem Wort – Reparationsforderungen sind unsere
Hirngespinste.

Wir lassen uns auf keinen Fall in diese Falle locken. Um das Thema of-
fiziell vorzubringen bedarf es eines klugen, bedachten Handelns und so
werden wir agieren.

Und die deutsche Diplomatie?

Die deutsche Botschaft beobachtet sehr genau unser Vorgehen, genauso
wie die deutschen Medien das tun. Bis jetzt jedoch gibt es ihrerseits
keine Bereitschaft zu einem ernsthaften Dialog. Sie achten sehr da-
rauf, auf dem Laufenden zu sein und prüfen inwieweit wir das Thema tat-
sächlich aufgreifen wollen.



Amtlicher polnischer Bericht von 1947
über Verluste und Kriegsschäden im
Zweiten Weltkrieg. Neuauflage von
2007.

Die Verluste müssen präzise belegt sein.

Ich habe inzwischen Aufstellungen bekommen über die Kriegsschäden in
Poznań, Łodź, Jasło, Przemyśl und einigen anderen Städten. Wir wollen
einen groβen Ausschuss ins Leben rufen, der alle schon verfügbaren An-
gaben zusammentragen und die fehlenden ergänzen soll. Heute verfügen
wir über einen umfangreichen Bericht des Büros für Kriegsentschädigun-
gen aus dem Jahr 1947 und viele Einzelberichte. Es gab noch in den sie-
bziger Jahren des 20. Jahrhunderts Stellen, die sich mit dieser Ma-
terie befassten.

Welche Beträge kommen in Frage? Man spricht von 845 Milliarden US-Dol-
lar und wenn man die nichtmateriellen Verluste mitberechnet von 6 Bil-
lionen US-Dollar.

Das sind Angaben, die sich aus dem schon erwähnten Bericht von 1947
ergeben. Heute ist es zu früh um über irgendwelche Summen zu sprechen.
Wir stehen vor vielen Fragen, wie der, wie man die Entschädigung für
ein Menschenleben berechnen kann. Hier wollen wir die Fachleute von



der Staatlichen Versicherungsanstalt (PZU) bitten uns dabei zu unter-
stützen.

Das wichtigste Gegenargument lautet, Deutschland habe an Polen seine
Ostgebiete abgetreten, das sei Entschädigung genug.

Die Verschiebung der Grenzen haben die drei Siegermächte während der
Potsdamer Konferenz von Juli bis August 1945 beschlossen. Weder Polen
noch Deutschland saβen am Verhandlungstisch. Polen hat damals stillsch-
weigend die Aneignung von achtundvierzig Prozent (knapp 180.000 Qua-
dratkilometern) seines Staatsgebietes im Osten durch die Sowjetunion
hinnehmen müssen. Im Gegenzug beschlossen die Siegermächte unser Land
nach Westen zu „verschieben“, indem sie Polen knapp 110.000 Quadratk-
ilometer deutschen Gebiets übergaben.

„Westverschiebung“ Polens 1945.

Aus keiner der damals getroffenen Vereinbarungen, aus keinem der Pots-
damer Verhandlungsprotokolle geht hervor, dass die ehemaligen
deutschen Ostgebiete als Reparationen gedacht gewesen seien. Im Pots-
damer Abkommen wurde klar festgehalten, Deutschland sei verpflichtet
alle Kriegsschäden und Kriegsverluste auszugleichen. Polen war davon
nicht ausgenommen.

Und der Zwei-plus-Vier-Vertrag vom September 1990?

Er wurde von der Bundesrepublik Deutschland und der DDR mit den USA,



Russland, Frankreich und Groβbritannien abgeschlossen. Die deutsche
Bundesregierung hat im Nachhinein erklärt, sie habe „diesen Vertrag in
dem Verständnis abgeschlossen, dass damit auch die Reparationsfrage
endgültig erledigt“ sei.

Polen war an diesem Vertrag nicht beteiligt. Der Verzicht Polens auf,
genau genommen, Kriegsreparationen aus der DDR, wurde 1953 von den Sow-
jets erzwungen und ist damit nicht bindend.

Wie geht es weiter?

Die parlamentarische Arbeitsgruppe untersucht die Angelegenheit. Sie
sammelt Informationen, analysiert die juristischen, ökonomischen, his-
torischen Zusammenhänge. Sie arbeitet eng zusammen mit anderen
zuständigen Behörden. Diese Arbeit wollen wir in aller Ruhe bewältigen
um ein solides Fundament für unsere Vorschläge zu schaffen. Dann wer-
den politische Entscheidungen über den Fortgang des Geschehens bestim-
men.

Wann werden sie fertig sein?

Spätestens in einem Jahr werden unsere endgültigen Empfehlungen vorlie-
gen. Wir gehen zügig vor, aber mit Bedacht.

Deutsche Reparationen – polnische Positionen. Teil 2.
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